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Falllösung im öffentlichen Recht 

Übungsfall gemäss Art. 15 Studienreglement RW [RSL RW] vom 21. Juni 2007 mit 
Änderungen vom 14. Mai 2009 und 22. Mai 2014 

Schriftlicher Verweis kurz vor der Pensionierung – oder das Beste 
kommt zum Schluss! 
 

Bekanntgabe des 
Falles: 

Montag, 4. März 2024, 10:00 Uhr, auf der Webseite des Insti-
tuts für öffentliches Recht sowie auf ILIAS unter 400855-
FS2024-0 Öffentliches Recht II-III: Übungen 

Anmeldung: Falls Sie sich für die Falllösung im öffentlichen Recht entschei-
den, hat Ihre Anmeldung über die KSL-Nr. 433747 zu erfolgen. 
Die Anmeldefrist beginnt am Tag nach der Aufschaltung und 
endet nach drei Tagen (vom 5.-7. März 2024) 
[Eine Anmeldung gilt erst, wenn die Leistungskontrolle im KSL 
gelb unterlegt erscheint. Falls Sie Probleme bei der Anmel-
dung im KSL haben, kontaktieren Sie bitte unverzüglich das 
Dekanat (Melissa Ramseier, melissa.ramseier@unibe.ch).] 

Einreichung der Fall-
lösung: 

Die Falllösung muss zweifach eingereicht werden: 
1. Per Post (Universität Bern, Institut für öffentliches 

Recht, Peter Bieri-Evangelisti, Schanzeneckstrasse 1, 
Postfach 3444, 3001 Bern – Poststempel spätestens 
am Montag 25. März 2024, A-Post) oder durch per-
sönliche Abgabe im Büro D122 (M. Schneider) oder 
im Büro D124 (M. Weibel), 1. Stock, UniS am Montag 
25. März 2024 von 09:00 bis 11:00 Uhr. Wichtig: 
Diese Fassung muss die nach Art. 42 Abs. 2 Studien-
reglement RW vom 21. Juni 2007 erforderliche Selb-
ständigkeitserklärung mit Datum und Unterschrift ent-
halten. 

2. Zusätzlich muss dieselbe komplette Arbeit mit Deck-
blatt als Word- und PDF-Dokument ebenfalls bis spä-
testens am Montag 25. März 2024, 10:00 Uhr, per E-
Mail an peter.bieri@unibe.ch eingereicht werden (zur 
Durchführung einer Plagiatsprüfung). 

Wichtig: Wird die Falllösung trotz Anmeldung nicht oder 
verspätet eingereicht, wird sie mit der Note 1 be-
wertet. Bei Abweichungen zwischen den zwei einge-
reichten Arbeiten (E-Mail, Post/persönliche Abgabe) 
ist die schriftliche per Post oder persönlich einge-
reichte Ausfertigung der Arbeit massgebend. 

Formelle Anforderun-
gen: 

Die Richtlinien der rechtswissenschaftlichen Fakultät der Uni-
versität Bern über die Anforderungen an Umfang und Form der 
Falllösungen vom 16. August 2012 (Stand: 30. April 2020) sind 

https://www.unibe.ch/e152701/e154048/e191232/e191240/e227917/rw_rsl_final_ger.pdf
mailto:melissa.ramseier@unibe.ch
mailto:peter.bieri@unibe.ch
https://www.rechtswissenschaft.unibe.ch/unibe/portal/fak_rechtwis/content/e6024/e6025/e653101/e653120/pane653121/e653124/files653125/RL_Bachelorarbeit_30Apr20_ger.pdf
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einzuhalten. Teil der Arbeit ist auch die nach Art. 42 Abs. 2 
RSL RW erforderliche Selbständigkeitserklärung mit Datum 
und Unterschrift. 
Es muss die Schriftart «Arial» (normal, nicht narrow) verwen-
det werden. Eine Skalierung des Zeichenabstands unter 100% 
ist nicht erlaubt. Der Umfang beträgt 10-15 Seiten; 15 Seiten 
dürfen nicht überschritten werden. 
Werden unzulässige Schriftarten verwendet, wird die Falllö-
sung aus Gründen der Gleichbehandlung in die Schriftart  
«Arial» umformatiert und lediglich im zulässigen Umfang von 
15 Seiten bewertet. Gleiches gilt bei kleineren Schriftgrössen, 
kleineren Zeilenabständen, kleineren Zeichenabständen oder 
schmaleren Seitenrändern. 
Für die Verwendung von Systemen künstlicher Intelligenz 
beim Verfassen von schriftlichen Arbeiten am Departement für 
öffentliches Recht gelten die Grundsätze vom 11. Dezember 
2023. Der Dozent verzichtet auf abweichende Regelungen. 

Einführung in die ju-
ristische Arbeitstech-
nik mit Workshop 

Bei der Anmeldung zur ersten schriftlichen Arbeit gemäss Ar-
tikel 15 Absatz 2 oder Artikel 16 Absatz 2 ist der Nachweis der 
aktiven Beteiligung in einem Workshop in die Einführung in die 
juristische Arbeitstechnik zu erbringen (Art. 16a Studienregle-
ment RW).  

Bewertung: Die Falllösungen werden in der Regel innerhalb von sechs 
Wochen bewertet. Die Note wird vom RW-Dekanat eröffnet. 
Die eingereichten Arbeiten bleiben im Institut für öffentliches 
Recht. Nicht selbständig erarbeitete Falllösungen (Plagi-
ate, Gruppenarbeiten) werden mit der Note 1 bewertet.  
Bewertet werden unter anderem folgende Aspekte: 

- Beantwortung der Fragestellungen 
- Einhaltung des Gutachten-Stils 
- Sachgerechte Schwerpunktsetzung 
- Qualität der Literaturrecherche 
- Identifizierung der relevanten Rechtsnormen 
- Qualität der juristischen Argumentation 
- Qualität der Subsumtion 
- Verweise auf die einschlägige Rechtsprechung 
- Einhaltung der formellen Anforderungen (Aufbau, 

Struktur, Sprache, Zitierweise) 
 

  

https://www.oefre.unibe.ch/unibe/portal/fak_rechtwis/b_dep_oefre/inst_oefre/content/e7583/e7590/e1456556/VerwendungvonkuenstlicherIntelligenzbeimVerfassenvonschriftlichenArbeitenfinal_ger.pdf
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Sachverhalt 

Franz Freitag (F.) arbeitete bis vor Kurzem als Lehrer an einem vom Kanton Bern ge-
führten Gymnasium. Er unterrichtete jeweils von Montag bis Donnerstag Physik und 
Philosophie. Am Freitag hatte er keinen Unterricht. Franz ist sehr besorgt über alle 
Herausforderungen der Gegenwart: Die Kriege, das Artensterben, die Gesundheits-
kosten, die Zuwanderung und die Energieknappheit. Am meisten Sorgen bereitet ihm 
die Klimakrise. Hoffnung setzt er in die Jugend. Er ist erfreut, dass einige seiner ehe-
maligen Schülerinnen und Schüler aus dem Philosophieunterricht regelmässig am 
Freitagvormittag klimapolitische Aktionen durchführen, statt den Schulunterricht zu be-
suchen.  

Vor etwa einem Jahr wollte Franz selber ein Zeichen setzen und die junge Generation 
unterstützen. Daher schloss er sich an einem kalten Freitagvormittag drei Schülerin-
nen an, um kurz vor Mittag eine viel befahrene Strasse in der Innenstadt zu blockieren. 
Franz war die Sicherheit ein Anliegen, weshalb er für alle vier gut sichtbare Leucht-
westen besorgt hatte. Auch hatte er mehrere orange-weiss gestreifte Leitkegel («Py-
lonen»; Höhe 50 cm) gekauft, die mit einer Kette verbunden werden können. Rasch 
gelang es der Gruppe, die Strasse zu sperren. Franz und die Schülerinnen setzten 
sich auf einen Fussgängerstreifen. Franz hielt ein selber gestaltetes Plakat aus Karton 
in die Höhe mit dem Text «STOPP ODER ALLES GEHT ZU GRUNDE». Da die Polizei 
wegen eines angeblichen Ladendiebstahls bereits in der Nähe war und die vier den 
Sekundenkleber vergessen hatten, gelang es der Polizei unter Applaus der wartenden 
Autofahrerinnen und -fahrer die Blockade innerhalb einer Viertelstunde aufzulösen. 
Die anwesenden Polizisten verzichteten auf eine Anzeige und verhafteten niemanden. 

Sebastian Schreiber (S.) ist ein Lokaljournalist, der damals per Zufall in der Innenstadt 
war, um mit einer lokalen Fussballgrösse ein Interview zu führen. Er erkannte Franz 
sofort, da er früher selber im örtlichen Gymnasium zur Schule ging und nicht die besten 
Erinnerungen an die Physikprüfungen hatte. Geistesgegenwärtig machte er mit seiner 
Handykamera ein paar Fotos und verfasste sogleich einen Artikel über das Gesehene. 
Mit der knackigen Schlagzeile «Lehrer klebt Schülerinnen auf die Strasse» und einem 
Foto von F. mit Plakat generierte er – wie erhofft – jede Menge Klicks.  

Am folgenden Montag musste Franz bei Kathrin Kummer (K.), der Rektorin des Gym-
nasiums antraben. Die Rektorin gehört der Schulleitung des Gymnasiums an; sie trägt 
die Gesamtverantwortung. K. zeigte sich alles andere als glücklich über die Zeitungs-
berichte. Der Text von S. hatte sich in den sozialen Medien in Windeseile verbreitet 
und wurde von den meisten anderen Medien im Lande – ja sogar im angrenzenden 
Ausland – ohne kritische Überprüfung weiterverbreitet. In den Kommentarspalten tob-
ten sich viele Wutbürgerinnen und Wutbürger aus. Die Rektorin erklärte F., sie sehe 
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sich gezwungen etwas zu unternehmen. Die Öffentlichkeit erwarte dies von ihr. F. habe 
grosses Glück, dass er seinen Beruf in all den Jahren tadellos ausgeübt habe und 
keine Pflichtverletzung in seiner Personalakte zu finden sei. Deshalb und weil es für F. 
mit seinem Alter schwierig werde, noch eine andere Stelle als Gymnasiallehrer zu fin-
den, werde von einer Kündigung abgesehen. Sie müsse ihm aber einen schriftlichen 
Verweis in Aussicht stellen, weil er erstens seine Pflichten schwerwiegend verletzt 
habe, indem er Schülerinnen verleitet oder zumindest bestärkt habe, dem Unterricht 
fernzubleiben und stattdessen eine Straftat zu begehen. Zweitens habe er mit seinem 
Verhalten dem Ansehen der Schule geschadet und einen «Shitstorm» verursacht. Sie 
werde am Mittwoch mit der Schulleitung zusammensitzen und den Verweis beraten. 
Bis dahin könne sich F. gerne schriftlich vernehmen lassen. Den Medienschaffenden 
habe sie bereits für Dienstag eine Medienmitteilung in Aussicht gestellt. Darin werde 
sie sich deutlich von der Aktion von F. distanzieren.  

Franz verstand die Welt nicht mehr. Er schrieb der Rektorin noch am Abend eine kurze 
E-Mail. Dass die Medien derart massiv reagiert hätten, damit könne er persönlich um-
gehen. Er wisse, dass der Text von Schreiber nicht der Wahrheit entspreche. Ausser-
dem sei ein mediales Echo wünschenswert, damit die Klimakrise nicht in Vergessen-
heit gerate. Dass ihm aber von der Schulleitung eine berufliche Pflichtverletzung vor-
geworfen werde, könne er so nicht auf sich sitzen lassen. Dies verletze ihn in seinem 
beruflichen Stolz. Er habe nie beabsichtigt, das Ansehen der Schule zu beschmutzen. 
Dass die Schulleitung nun kritisiert werde, liege nicht an ihm, sondern an der völlig 
haltlosen Medienkampagne. Er habe seine Pflichten als Lehrer nicht verletzt. Die 
Schülerinnen hätten die Strasse ohnehin blockiert, er habe diese als unabhängige 
Stimme der Zivilgesellschaft begleitet und das Anliegen unterstützt. Er sei nicht als 
«Lehrer» mitgegangen, sondern als «Privatperson» in seiner Freizeit. Dabei habe er 
sogar die Sicherheit der Aktion gewährleistet. Ihm sei bewusst, dass er sich strafrecht-
lich in einem Graubereich bewegt habe mit der Strassenblockade. Die Polizei habe 
aber von weiteren Schritten abgesehen. Es habe sich um einen friedlichen Protest 
gehandelt, der mit Blick auf die Klimakrise mehr als gerechtfertigt sei. Nur mit solchen 
Aktionen könnten die Menschen aufgerüttelt und zu einer radikalen Verhaltensände-
rung animiert werden. Dies sei letztlich der einzige Weg, um viele Menschenleben zu 
retten. Er bitte die Rektorin, von einem schriftlichen Verweis abzusehen. All die Reak-
tionen, die er persönlich erhalten habe und die er zu lesen bekam, seien Strafe genug. 
Er werde sich künftig zurückhalten und die Proteste wieder den Jungen überlassen. 

Die E-Mail nützte leider nichts. Am Donnerstagmorgen bekam er einen eingeschriebe-
nen Brief. Die Rektorin schrieb, dass sie F. am Montag im persönlichen Gespräch das 
rechtliche Gehör gewährt habe und seine Antwort zur Kenntnis genommen und der 
Schulleitung zur Kenntnis gebracht habe. Sie erteile ihm einen schriftlichen Verweis, 
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weil F. gegen seine Pflichten als Lehrer verstossen und Würde und Ansehen der 
Schule verletzt habe. Er könne dagegen innert 30 Tagen Beschwerde bei der Bil-
dungs- und Kulturdirektion des Kantons Bern (BKD) einlegen, wenn er damit nicht ein-
verstanden sei. 

Franz rief unverzüglich den stadtbekannten Anwalt Reto Rechthaber (R.) an und bat 
um unverzügliche Hilfe. Der Verweis müsse aus seinem Personaldossier verschwin-
den. Nötigenfalls gehe er bis vor Bundesgericht. 

R. erhob in der Folge für F. Beschwerde bei der BKD und verlangte die Aufhebung des 
schriftlichen Verweises, unter Kosten- und Entschädigungsfolge. Die BKD wies die 
Beschwerde Ende des letzten Jahres ab, soweit darauf eingetreten werden könne. Die 
BKD erhob keine Verfahrenskosten und sprach keine Parteikosten. 

Gegen den Entscheid der BKD hat R. im Namen von F. am 8. Januar 2024 frist- und 
formgerecht Verwaltungsgerichtsbeschwerde erhoben. Die Abteilungspräsidentin hat 
mit prozessleitender Verfügung einen ersten Schriftenwechsel angeordnet. F. hat den 
verlangten Kostenvorschuss von Fr. 3′000.-- sofort bezahlt. Die BKD reichte am 15. Ja-
nuar 2024 die Verfahrensakten ein. In ihrem Begleitbrief, unterschrieben von der Lei-
terin des Rechtsdienstes, schrieb sie, die BKD erwarte das Urteil des Verwaltungsge-
richts mit Interesse, verzichte aber «ausdrücklich» auf einen Antrag in der Sache. Mit 
Eingabe vom 19. Januar 2024 bestätigte R. die gestellten Begehren. Er schrieb, dass 
die BKD keinen Antrag stellen wolle, zeige exemplarisch, dass ihr bei der Sache nicht 
so ganz wohl sei und sie insgeheim auf ein gutheissendes Urteil hoffe. 

Anfang Februar 2024 erhielt R. einen Anruf von F. Dieser erklärte ihm, dass er am 27. 
Januar 2024 seinen 65. Geburtstag gefeiert habe und nun pensioniert werde. Der 
letzte Schultag vor den Ferien sei am 2. Februar 2024. Dies werde sein letzter Arbeits-
tag als Gymnasiallehrer sein. Die Rektorin habe sich nicht erweichen lassen und eine 
Verlängerung der Anstellung abgelehnt, obwohl er erst vor zwei Jahren nochmals eine 
neue Klasse als Klassenlehrer übernommen habe. Er plane nun sein Leben als Pen-
sionär. Anderswo als Lehrer arbeiten wolle er nicht mehr. F. fragt, ob seine Pensionie-
rung irgendwelche rechtlichen Konsequenzen habe. 

R. orientierte anschliessend den zuständigen Instruktionsrichter telefonisch über die 
unmittelbar bevorstehende Pensionierung von F. 

Am vergangenen Freitag traf im Anwaltsbüro von R. eine Instruktionsverfügung des 
kantonalen Verwaltungsgerichts mit folgendem Inhalt ein: 

− Der Beschwerdeführer wurde per Ende des abgelaufenen Semesters pensioniert. 
Das neue Semester begann am 12 Februar 2024. 
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− Die Pensionierung hat möglicherweise zur Folge, dass das schutzwürdige Inte-
resse an der Behandlung der Beschwerde dahinfällt. 

− Die Verfahrensbeteiligten erhalten die Gelegenheit, sich zur Fortsetzung bzw. zum 
Abschluss des Verfahrens sowie zur Kostenverlegung zu äussern (vgl. Art. 29 
Abs. 2 BV).  

− Die Verfahrensbeteiligten werden aufgefordert, dem Gericht innert 5 Wochen An-
träge zur Verfahrensfortführung bzw. -erledigung sowie zur Kostenverlegung zu 
stellen. Sie sollen ihre Anträge begründen. Namentlich interessiere, ob aus Sicht 
der Parteien noch ein Interesse an einem Sachurteil bestehe; wie die Parteikosten 
und die Verfahrenskosten zu verlegen seien, wer die Verfahrensbeendigung zu 
verantworten habe und wie die Prozessaussichten einzuschätzen seien. 

 

Heute Morgen folgte bereits die Antwort der BKD. Diese schreibt, sie würde es begrüs-
sen, wenn das Gericht trotz der Pensionierung von F. einen Entscheid in der Sache 
fällen würde. Dann hätten die zuständigen kantonalen Behörden einen Orientierungs-
punkt für gleichgelagerte künftige Fälle. Kosten müsse sie keine tragen, da sie auf 
einen förmlichen Antrag verzichtet habe.  

 

Sie absolvieren ein Praktikum bei R. Dieser kommt zu Ihnen ins Büro und bringt das 
Dossier zum Verfahren von F. mit. Er bittet Sie um ein paar Abklärungen, um die Ein-
gabe an das Verwaltungsgericht vorbereiten zu können.  
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Fragen 

1. Vorab will R. wissen, welche kantonalen Rechtsgrundlagen zur Anwendung gelan-
gen. Klären Sie dabei namentlich ab, ob die Rektorin überhaupt zuständig war, den 
schriftlichen Verweis zu erteilen. (15 Punkte) 
 

2. Klären Sie weiter ab, welche Möglichkeiten dem Gericht angesichts der Pensionie-
rung von F. verbleiben, um das Verfahren abzuschliessen. Wie wird das Gericht 
das Verfahren abschliessen? (40 Punkte) 
 

3. F. ist es wichtig, dass er im verwaltungsgerichtlichen Verfahren keine Kosten selber 
bezahlen muss und ihm die Anwaltskosten ersetzt werden. Er befürchtet, dass er 
womöglich für die Gegenseite auch noch Parteikostenersatz leisten müsse. R. 
möchte daher wissen, nach welchen Regeln das Verwaltungsgericht die Kosten-
verlegung nach der Pensionierung von F. vornehmen wird. Überlegen Sie sich, wie 
R. in der Eingabe argumentieren muss, damit F. im verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren keine Kosten tragen muss und ihm seine Anwaltskosten ersetzt werden. Am 
besten gliedern Sie Ihre Antwort in folgende Unterpunkte: 
 

− Welche Grundlagen und Grundsätze wird das Verwaltungsgericht des Kantons 
Bern für die Kostenverlegung im F. betreffenden Beschwerdeverfahren berück-
sichtigen? (20 Punkte) 

− Was bedeutet dies konkret für die Kostenverlegung und für F.? (15 Punkte) 
− Kann sich die BKD von ihrer Kostenpflicht befreien, indem sie auf das Stellen 

eines Antrags verzichtet hat? (15 Punkte) 
− Wer trägt die Verantwortung für die Verfahrensbeendigung? (15 Punkte) 

 
4. Wie schätzen Sie die Prozessaussichten ein?  

 

− R. ist nicht klar, ob ein Verhalten ausserhalb der Schule überhaupt zu einem 
schriftlichen Verweis führen dürfe. Er habe bisher nicht die Zeit gefunden, um 
die massgebende Rechtsgrundlage mit Blick auf diese Frage auszulegen. Bitte 
gehen Sie dieser Frage in der nötigen Kürze nach. Schauen Sie auch in den 
Materialien zu den Erlassen nach, ob sich Hinweise dazu finden. Das Verwal-
tungsgericht berücksichtige oftmals sogar alte Erlasse, die nicht mehr in Kraft 
seien. Bitte suchen Sie deshalb auch in den alten dienstrechtlichen Erlassen 
des Kantons Bern und den Materialien dazu, ob Sie den Wurzeln des Verweises 
auf die Spur kommen. (45 Punkte) 
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− Waren die Voraussetzungen für einen schriftlichen Verweis gegen F. erfüllt? 
Legen Sie kurz die Argumente dar, die für und die gegen die Rechtmässigkeit 
des schriftlichen Verweises sprechen. Bedenken Sie, dass es sich um eine ver-
waltungsrechtliche Massnahme handelt. Das Verwaltungsgericht wird bei der 
Prüfung womöglich grundrechtliche Überlegungen einfliessen lassen, es wird 
aber kaum eine «vollständige BV-36-Prüfung» vornehmen. (45 Punkte) 
 

Beantworten Sie die Fragen mit Hilfe der im Kanton Bern geltenden Rechtsgrundlagen. 
Stützen Sie Ihre Antworten auf die Rechtsprechung des bernischen Verwaltungsge-
richts und des Bundesgerichts. Verwenden Sie die Fachliteratur zum bernischen und 
zum schweizerischen Recht. Berücksichtigen Sie auch die Materialien zum bernischen 
Recht, relevante Internetquellen und – wo danach gefragt wird – altrechtliche Normen. 
Belegen Sie Ihre Erkenntnisse in den Fussnoten. Achten Sie auf eine korrekte Zitier-
weise. Nicht oder nicht korrekt belegte Aussagen werden nicht voll bepunktet.  

Für die Beantwortung der Fragen werden total 210 Punkte vergeben. Achten Sie bei 
der Gewichtung Ihrer Antworten auf die möglichen Punkte pro Aufgabe (pro 15 Punkte 
etwa eine Seite). Zusätzlich werden bei der Korrektur total 50 Punkte für Formalien, 
Sprache und Methodik verteilt. 


